
Anlage 6 zur Vereinbarung vom 1. Oktober 2016 

Antikorruptionsklausel BMVg 

Zusätzliche Vertragsbedingungen des Bundesministeriums der Verteidigung 
zur Verdingungsordnung für Leistungen Teil B (ZVB/BMVg) vom 28.01.2005 

(Diese Regelung ist gültig bis zum Inkrafttreten einer Neufassung der ZVB/BMVg vom 
28.01.1998 in der Fassung der 1. Änderung vom 10.05.2001) 

1. Vertragsstrafe wegen Versprechens oder Gewährens von Vorteilen
a. Auftragnehmer oder ihre Beauftragten dürfen Personen, die beim Auftraggeber

mit Aufgaben auf dem Gebiet der Forschung, Entwicklung oder Beschaffung
betraut sind, weder unmittelbar noch mittelbar Vorteile im Sinne des § 331 des
Strafgesetzbuches anbieten, versprechen oder gewähren.

b. Die vorgenannte Verpflichtung gilt für diesen Vertrag und für alle künftigen
Geschäftsbeziehungen.

c. Handelt der Auftragnehmer der Verpflichtung nach Nr. 1 a. zuwider, hat er dem
Auftraggeber eine Vertragsstrafe in Höhe von 5 v. H. der (nach der
Zuwiderhandlung) vereinbarten Auftragssumme zu zahlen. Kommt es nach einer
Zuwiderhandlung zu Folgeverträgen, sind bei der Berechnung der Vertragsstrafe
die Auftragssummen aus diesen Folgeverträgen innerhalb von 3 Jahren
einzurechnen. Die Höhe der Vertragsstrafe darf den 20-fachen Wert des Vorteils
gemäß Nr. 1 a., insgesamt jedoch 500.000,-- Euro, nicht übersteigen. Eine im
gleichen Zusammenhang verhängte kartellrechtliche Geldbuße wird auf die
festgesetzte Vertragsstrafe angerechnet. Die Geltendmachung eines
Schadensersatzes durch den Auftraggeber infolge einer begangenen Verfehlung
bleibt von der Vertragsstrafe unberührt, wobei in diesem Fall eine verwirkte
Vertragsstrafe auf diesen Schadensersatz angerechnet wird. Bei der Berechnung
der Vertragsstrafe bleiben Aufträge außer Betracht, bei denen der Auftragnehmer
nachweist, dass die Zuwiderhandlung gegen Nr. 1 a. nach allgemeiner
Lebenserfahrung  nicht  geeignet  war,  die  Entscheidung(en)  in  der
amtsseitigen Auftragsbearbeitung unmittelbar oder mittelbar zu beeinflussen.
Ferner bleiben bei der Berechnung der Vertragsstrafe Aufträge, die nach
Bekanntwerden der
Zuwiderhandlung erteilt werden,
außer Betracht.

2. Vertragsstrafe wegen Gewährens eines Tätigkeitsverhältnisses ohne
Unbedenklichkeitsbestätigung
a. Auch das Gewähren eines Tätigkeitsverhältnisses, das arbeitsrechtlich bzw.

dienstrechtlich als eine Nebentätigkeit oder eine Ruhestandstätigkeit zu bewerten
ist, kann ein unzulässiger Vorteil i. S. von Nr. 1 a. sein. Daher verpflichtet sich der
Auftragnehmer vor der Konditionenvereinbarung jeder Nebentätigkeit -
einschließlich Gutachtertätigkeit - mit einem Bundeswehrangehörigen, sich von
diesem eine    Unbedenklichkeitsbestätigung    des    Auftraggebers
(Bundesministerium    der Verteidigung) vorlegen zu lassen. Ferner verpflichtet
sich der Auftragnehmer, einem Ruhestandsbeamten der Bundeswehr oder
einem Berufssoldaten im Ruhestand, der nicht länger als fünf Jahre im
Ruhestand ist, nur dann eine Tätigkeit zu übertragen, wenn ihm dieser hierfür
eine Unbedenklichkeitsbestätigung des Auftraggebers (Bundesministerium der
Verteidigung) vorgelegt hat. Bei Ruhestandsbeamten, die mit Vollendung des 65.
Lebensjahres in den Ruhestand treten, beträgt die Frist drei Jahre. Ist die Tätigkeit
in der Unbedenklichkeitsbestätigung unter Auflagen zugelassen worden, hat der
Auftragnehmer die Auflagen zu beachten.

b. Der   Auftragnehmer   hat   dem   Auftraggeber,   sofern   die   nach   Nr.   2  a .
erforderliche Unbedenklichkeitsbestätigung nicht erteilt wird, eine Vertragsstrafe
in Höhe des Fünffachen des seit der Zuwiderhandlung gewährten Entgeltes,



mindestens jedoch 5000,-- Euro und höchstens 100.000,-- Euro, zu zahlen.  Bei 
der Berechnung ist § 4 der Bundesnebentätigkeitsverordnung in der jeweils 
gültigen Fassung zugrunde zu legen. Es gilt der Bruttobetrag. Im Übrigen gelten 
die Regelungen nach Nr. 1 entsprechend. 

c. Die Vertragsstrafe entfällt, wenn die Nebentätigkeit oder Ruhestandstätigkeit
rechtmäßig ist bzw. nachträglich genehmigt wird.

d. Auf   Verlangen   des   Auftraggebers   wird   der   Auftragnehmer   die   für   die
Berechnung   der Vertragsstrafe erforderlichen Auskünfte erteilen

























Anlage 8 zur Vereinbarung vom 1. Oktober 2016  

Einverständniserklärung zur Beauftragung eines Subunternehmens 

Einverständniserklärung 

Hiermit erkläre ich ______________________ (Name des Umziehenden) mich 

grundsätzlich damit einverstanden, dass das Unternehmen 

______________________ (Name des Unternehmens) zur Durchführung meines 

Umzuges von ________________ nach ________________ ein Subunternehmen 

einsetzt. 

Ein Subunternehmen im o. g. Sinn ist ein Möbelspediteur (Frachtführer im Sinne des 

HGB). Die Beauftragung von Fremdhandwerkern, Containerfrachtführern, 

Seehafenagenten etc. fällt nicht unter diese Regelung. 

Ich bin von dem Umzugsunternehmen über Folgendes aufgeklärt worden: 

- Das Umzugsunternehmen stellt gegenüber dem Subunternehmen die 

uneingeschränkte Anwendung dieses Vertrages sicher und haftet gegenüber 

dem Umziehenden für Verfehlungen des Subunternehmens. Die 

Verantwortung der ordnungsgemäßen Durchführung des Vertrages obliegt 

demnach dem oben genannten beauftragten Rahmenvertragsunternehmen. 

- Sofern das Umzugsunternehmen zur Durchführung meines Umzuges 

tatsächlich ein Subunternehmen einsetzt, teilt mir das Umzugsunternehmen 

spätestens zehn Tage vor dem Umzugstermin schriftliche den Namen nebst 

Anschrift des Unternehmens mit, welches den Umzug durchführen wird. 

- Diese Einverständniserklärung wird mit der Rechnung an die zuständige 

abrechnende Stelle übersandt. 

______________________ ____________________ 

Ort, Datum Unterschrift 



Anlage 9 zur Vereinbarung vom 1. Oktober 2016

 Datenschutz und Geheimhaltung 

(1) Im Rahmen dieses Paragraphen ist der Begriff der Vereinbarung mit dem 

Begriff des Einzelvertrages gleichzusetzen. Alle Regelungen dieses Paragraphen 

gelten daher sowohl für die Vereinbarung als auch für die Einzelverträge. Der 

besseren Lesbarkeit geschuldet, wird jedoch nur der Begriff 

Vereinbarung verwandt. 

(2) Das Unternehmen bestätigt, dass ihm die einschlägigen datenschutzrechtlichen 

Vorschriften bekannt sind und verpflichtet sich, die ihm im Rahmen seiner 

vereinbarten Tätigkeit zugeleiteten und zugegangenen personenbezogenen 

Daten, Informationen und Schriftstücke auch über das Vereinbarungsende 

hinaus entsprechend vertraulich und datenschutzgerecht zu behandeln. 

(3) Das Unternehmen ist verpflichtet, über alle im Zusammenhang mit dieser 

Vereinbarung ihm zur Kenntnis gelangten dienstlichen Angelegenheiten des 

AA / BAIUDBw gegenüber Dritten Stillschweigen zu bewahren. Die 

Verpflichtung gilt auch über das Ende der Vereinbarung hinaus. 

(4) Es werden keine Kundenprofile zur Weiterverarbeitung (z. B. Cross Selling) 

erstellt. Strikt untersagt ist jede Übermittlung oder Nutzung dieser Daten zu 

Werbe- / Marketingzwecken. Das Unternehmen verpflichtet sich in diesem 

Zusammenhang, etwaige Verträge über die Weitergabe von MIDT-Daten 

(Marketing Information Data Tapes) ohne Aufforderung gegenüber dem AA / 

BAIUDBw offen zu legen. 

(5) Von dienstlichen Schriftstücken, die dem Unternehmen bzw. seinen 

Erfüllungsgehilfen zugänglich gemacht werden, dürfen nur für die Erfüllung der 

Vereinbarung notwendige Abschriften, Ablichtungen oder andere 

Vervielfältigungen gefertigt werden. Vorbezeichnete Unterlagen einschließlich 

evtl. gefertigter Vervielfältigungen sichert das Unternehmen 

gegen Kenntnisnahme durch Unbefugte. Mit Beendigung der Vereinbarung 

ist das Unternehmen zur Herausgabe aller vorgenannten Unterlagen an das 

AA / BAIUDBw verpflichtet, soweit sie nicht im Rahmen des 

Geschäftsbetriebs ordnungsgemäß vernichtet wurden oder gesetzliche 

Bestimmungen das Unternehmen zur Aufbewahrung verpflichten. 

(6) Für automatisiert verarbeitete oder genutzte Daten gilt Absatz 4 sinngemäß.  



(7) Das Unternehmen verpflichtet sich, auch die mit der Leistungserbringung 

beschäftigten Mitarbeiter mit den für sie maßgeblichen Bestimmungen des 

Datenschutzes vertraut zu machen.  

(8) Das Unternehmen verpflichtet sich im Auftrag und im Rahmen der Weisungen 

der Bedarfsträger 

(a) nur die personenbezogenen Daten zu erheben, zu verarbeiten und zu nutzen, 

die für die Erbringung der Leistung erforderlich sind und die 

personenbezogenen Daten nur für den Zweck zu verarbeiten und zu nutzen, 

für den sie erhoben worden sind, 

(b) personenbezogene Daten zu löschen und sicherzustellen, dass nur die 

Mitarbeiter Zugriff auf personenbezogene Daten haben, die sie zur jeweiligen 

Leistungserbringung benötigen 

(c) zugriffsberechtigte Mitarbeiter schriftlich auf das Datengeheimnis gem. § 5 

BDSG zu verpflichten und die Einhaltung der datenschutzrechtlichen 

Vorschriften durch diese zu überwachen 

(d) personenbezogene Daten in Privatwohnungen (z. B. im Rahmen von 

Telearbeit) nur mit Zustimmung der Bedarfsträger im Einzelfall zu erheben, zu 

verarbeiten oder zu nutzen 

(e) die notwendigen und gesetzlich vorgeschriebenen organisatorischen und 

technischen Maßnahmen nach § 9 BDSG in Verbindung mit der Anlage zu § 

9 Satz 1 BDSG zu treffen, um den Missbrauch personenbezogener Daten zu 

verhindern 

(f) ein Unterauftragsverhältnis nur nach vorheriger schriftlicher Zustimmung der 

Bedarfsträger einzugehen und nur dann, wenn sichergestellt ist, dass die ihm 

obliegenden Pflichten bzw. der von ihm zugesicherte Datenschutzstandard 

auch von dem Unterauftragnehmer eingehalten werden/wird 

(g) dem AA / BAIUDBw auf Verlangen die Einhaltung der vorgenannten 

Verpflichtung nachzuweisen, 

(h) dem AA / BAIUDBw den betrieblichen Datenschutzbeauftragten – sofern 

vorhanden - als Ansprechstelle zu benennen. 
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